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Bis in eine Tiefe von 15 Metern ist der Boden verschmutzt: Auf dem Raduner Areal in Horn, wo die Textilfabrik Raduner & Co. AG während über 100 Jahren produzierte, gelangten ab den 1950er-Jahren vor allem
chlorierte Kohlenwasserstoffe in den Untergrund. Nach der Stilllegung der Textilfabrik 1989mussten die Altlasten aufwendig und kostspielig saniert werden. Bild: Urs Bucher (Horn, 22.04.2014)

Samthandschuhe gegen Umweltsünder
UnachtsamdenDorfbach verschmutzt oder Pneus imWald entsorgt: Dochwer derNatur schadet, hatmeist wenig zu befürchten.

Sandro Büchler

Der Bauführer einer Tiefbaufir-
ma lässt imMärz vor einemJahr
Betonabwasser bei der Wohn-
überbauungSteigrüti inLichten-
steigaufdieWiesenebenan lau-
fen – dort versickert es. Auch in
denBachgelangtdasDreckwas-
ser.«ImverschmutzenFliessge-
wässer kam es zwar zu keinem
Fischsterben, aber der pH-Wert
von12,5überstiegdenerlaubten
Höchstwert von 9 deutlich»,
schreibt die St.Galler Staatsan-
waltschaftmehralsein Jahrnach
dem Vorfall im Strafbefehl. Der
61-Jährigehabebilligend inKauf
genommen, gegen das Bundes-
gesetz über den Schutz der Ge-
wässer zu verstossen. «Damit
handelteer zumindesteventual-
vorsätzlich.» DerMann wird zu
einer bedingten Geldstrafe und
einerBussevon12000Franken
verurteilt.

Fahrlässig handelt hingegen
einMitarbeiter einerKäserei im
Umland von Gossau im April
dieses Jahres. Er vergisst, einen
Hahnzuschliessen.Deshalb lau-
fen 3000 Liter Molke aus und
verschmutzen einen Bach. Das
Gewässerwirdmilchig, schäumt
auf. Weil der Geschäftsführer
den Namen des Verursachers
nicht rausrücken will, wird die
Käserei Anfang September mit
3000Franken gebüsst.

Der toteHirschund
verbrannterAbfall
Dies sind zwei Fälle, die zeigen,
wie in der Ostschweiz Umwelt-
gesetzemissachtetwerden.Und

essindwegendervergleichswei-
se hohen Busse Ausnahmen.
Denn häufig werden die Geset-
zesübertretungenmildebestraft.
Das zeigt eine Sammlung der
Umweltdelikte,welchedieKan-
tonedemBundgemeldethaben.
Gestützt aufdasÖffentlichkeits-
gesetz konnte CH Media die
Daten einsehenund auswerten.

Die in der Sammlung be-
schriebeneUmweltkriminalität
hat vieleFacetten. Sie reicht von
in einem Moor ausgebrachter
Gülle über widerrechtlich ver-
brannten Abfall und während
der Schonzeit geschosseneHir-
schebishin zu imWaldentsorg-
ten Pneus. Auch kuriose Fälle
sind aufgelistet: etwa Moto-
crossfahrer in einem Natur-
schutzgebiet oder das wider-
rechtlicheAbtrageneinesBiber-
dammes.

St.GallerKantonsratbefasst
sichmitUmweltgesetzen
WasdieFälle eint:Meist sinddie
Bussen tief. Sie bewegen sich
grösstenteils im dreistelligen
Bereich. So schmerzen die Bus-
senwenigundzeigen inderPra-
xis oft wenigWirkung. Das ver-
deutlicht ein Fall aus Arnegg:
Ein 57-jähriger Chauffeur hatte
dort imMai 2020 schludrigmit
Heizöl hantiert. Hunderte Liter
Öl flossen in einen Bach. Der
Mannwurdezueinerunbeding-
ten Geldstrafe von 7000 Fran-
ken verurteilt.

Dass er bereits zuvor zwei-
mal wegen des Verschmutzens
der Umwelt – ebenfalls wegen
unvorsichtigen Umgangs mit

Heizöl – gebüsst wurde, hatte
ihn offensichtlich wenig beein-
druckt.

DassUmweltsündervielfach
mitSamthandschuhenangefasst
werden, hat die Politik auf den
Plangerufen.DerSt.GallerKan-
tonsrat behandelt in der heute
beginnendenSeptembersession
zwei Vorstösse zum Umwelt-
recht.DasStandesbegehrender
Grünenwill die imVerwaltungs-
recht vorgeseheneHöchststrafe
für Umweltdelikte von 5000
Franken anheben. Die Regie-
rung unterstützt denVorstoss.

Auslöserdafür ist dieAufde-
ckung eines Umweltskandals in
Goldach imFrühjahr.VomAreal
des Verpackungskonzerns Am-
cor war Ende 2020 und Anfang
2021 zweimal giftiger Lösch-
schaumindenBodenseegeflos-

sen.DerSchaumenthieltdie seit
2011 verbotene Substanz Per-
fluoroctansulfonsäure (PFOS).
Für Empörung sorgte die milde
Busse. Obwohl das Unterneh-
men das Trinkwasser von rund
fünf Millionen Menschen ge-
fährdethatte, sprachdie St.Gal-
ler Staatsanwaltschaft eineBus-
se von 5000 Franken und eine
Ersatzforderung über 28000
Franken für die ersparten Ent-
sorgungskosten aus. «Zwecks
VereinfachungderStrafuntersu-
chung» hatte die Staatsanwalt-
schaft das Verwaltungsstraf-
recht angewandt.

FehlendeZahlenbeim
Verwaltungsstrafrecht
Das Standesbegehren will nun
den Handlungsspielraum beim
Bussgeld ausweiten.Dabeiwird

dasVerwaltungsstrafrechtnur in
Ausnahmefällen angewandt:
etwa, wenn wie im Fall Amcor
nichtmehrnachzuvollziehen ist,
wer die Umweltverschmutzung
verursachthatoder –wie imein-
gangs erwähnten Fall der Käse-
rei – der Schuldige innerhalb
eines Betriebs nicht benannt
werdenwill.

Es ist zudemunklar,wiehäu-
fig überhaupt bei Umweltdelik-
ten das Verwaltungsstrafrecht
beigezogen wird. Weder die
St.Galler Staatsanwaltschaft,
noch die Bundesämter für Um-
welt, JustizundStatistikkonnten
aufAnfragevonCHMediaZah-
lennennen.Denn insStrafregis-
terwerdennurnatürlichePerso-
nen eingetragen. Aus diesem
GrundhabemankeineAngaben
dazu, wie häufig das Verwal-
tungsstrafrecht zur Anwendung
komme, heisst es beim Bund.
Was jedochZahlen des Bundes-
amts für Statistik zeigen: Die
Mehrheit der Umweltvergehen
wird schweizweit viaGewässer-
schutzgesetz, Umweltgesetz
oder das Jagdgesetz geahndet.

99Fälle imKanton
St.Gallen,41 imThurgau
Doch neben der Höhe der Bus-
sen geben auch die Ressourcen
der Strafverfolgungsbehörden
im Kantonsrat zu reden. Daniel
Bosshard, Kantonsrat der Grü-
nen, fordert eineSpezialisierung
der Staatsanwaltschaft auf Um-
weltdelikte. ImKantonSt.Gallen
fehledenStaatsanwältinnenund
Staatsanwältendasentsprechen-
de Fachwissen bei den beson-

derskomplexenRechtsfragen im
Umweltbereich. Die Regierung
kündigte imJunian, imRahmen
eines Projektauftrags die Schaf-
fung einer spezialisierten Stelle
zu prüfen.

In den Kantonen Bern und
Zürich, die spezialisierte Staats-
anwälte für solche Delikte be-
schäftigen, ermittelten die Be-
hörden vergangenes Jahr in 287
respektive 184 Fällen. An diese
ZahlenkommendieOstschwei-
zerKantonenichtheran,wiedie
AuswertungdesBundesamts für
Umwelt aufzeigt. 2021 wurden
im Thurgau 41 Fälle von Um-
weltkriminalität verfolgt – deut-
lichmehrals indenJahrenzuvor.
ImKantonSt.Gallenwurden99
Umweltsünder verurteilt, eben-
falls ein Plus zu den Vorjahren.
Anders die Situation in den bei-
denAppenzellerKantonen.Dort
schwankt die Zahl der aufge-
deckten Umweltdelikte. So hat
die Innerrhoder Justiz im Jahr
2017 nur gerade einen Fall be-
arbeitet. Immerhin 27 Verurtei-
lungenwarenes2012 imKanton
Appenzell Ausserrhoden, 2021
waren es noch sieben Fälle.

Und längst nicht immer fin-
det sichbeiUmweltvergehender
oder die Schuldige.Wie etwa in
Egnach.Wie dort 2019 PFOS in
den Boden einer Wiese kam,
bleibt ungeklärt. Das Verfahren
ist lautOberstaatsanwaltMarco
Breusistiert.«DieStaatsanwalt-
schaft hat sämtliche, erfolgver-
sprechende Untersuchungsan-
sätze ausgeschöpft und konnte
bislang den Grund der Schad-
stoffbelastung nicht klären.»
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Anzahl Strafentscheide wegen Umweltdelikten
In den Ostschweizer Kantonen
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